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SCHLÜSSELTHEMEN DER GEGENWART

POPULISMUS
VomDünger zumGift
für die Demokratie

Als Populisten an die Macht kamen, nahm die Demokratie
ihren Anfang. Das geht heute gern vergessen.

Denn aus den progressiven Kämpfern von einst sind
Reaktionäre mit «leeremHerzen» geworden.
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«Die einzig gesundePartei ist daskleineVolk»,
diagnostizierte ein Arzt in Paris Anfang Novem-
ber 1789,wenigeWochennachdemAusbruchder
Französischen Revolution. In Opposition zum
kleinen Volk stellte er «den Adel, den Klerus, die
Justiz, die Finanz» und erklärte sie zu «Feinden
des Vaterlandes». So zu reden, wäre ein paar
Monate zuvornochundenkbar gewesen. Ein Jahr
später klang es schon alltäglich, und so verkün-
dete der gleiche Arzt: «Im Kriegszustand, in dem
wir uns befinden, gibt es nur das Volk, das kleine
Volk, dieses so verachtete und so wenig verach-
tenswerte Volk, das sich gegen die Feinde der
Revolution durchsetzen kann, sie zur Pflicht an-
halten, zum Schweigen bringen und auf den Zu-
stand des gesundenTerrors reduzieren kann.»

Der Arzt war Jean-Paul Marat, Herausgeber
der ZeitschriftL’Ami du Peuple. Er sprachwie ein
vollendeter Populist. Populisten erheben einen
«moralischen Alleinvertretungsanspruch» des
Volkes und sprechen damit «allen politischen
Mitbewerbern» die Legitimität ab. So definiert
der Politologe Jan-Werner Müller heute den
Populismus. Er sei nicht nur antielitär, sondern
auch antipluralistisch. Müller sieht in der Ab-
wertung politisch Andersdenkender eine Gefahr
für die Demokratie. Angesichts der chronischen
Ausfälle heutiger Populisten gegen Regierungen
(«Landesverräter!»), Parlamente («Schwatzbuden!»)
und Richter («Volksfeinde!») leuchtet seine Defi-
nition ein. Wer derart demagogisch spricht, rüt-
telt an den Grundfesten der Demokratie.

Für Marat und die radikalen Populisten der
Revolution trifft das jedoch nicht zu. Als sie in
Erscheinung traten, gabeskeineDemokratie.

Die gemässigten Revolutionäre, die bis 1792
amRuderwaren, sahen
in der Demokratie ein
gescheitertes Experi-
ment antiker Stadtstaa-
ten. Monarchien muss-
ten ihrerMeinungnach
in Despotie und Demo-
kratien in Anarchie
umkippen. Einer ihrer
Vordenker,AbbéSieyès,

betonte, Frankreich sei keine Demokratie und
könne aufgrund seiner Grösse auch keinewerden.
Sieyès und seine Mitstreiter strebten eine «reprä-
sentative Regierung» an, die sie ebenso als Gegen-
satz zur Monarchie wie zur Demokratie verstan-
den.EntsprechendschlossdieVerfassungvon1791,
die Sieyès mitgestaltete, den grössten Teil der Be-
völkerungvompolitischenLebenaus.

Aus Sicht der gemässigten Revolutionäre
waren Figuren wie Marat keine «Populisten» – die
Bezeichnung entstand erst hundert Jahre später –,
sondern «démocrates enragés», tollwütige Demo-
kraten. Die so Beschimpften fanden bald Gefallen
an der Bezeichnung und übernahmen sie für sich
selbst.NachdemsiedieMachtansichgerissenhat-
ten, hielten sie allgemeine Wahlen ab und verab-
schiedeten eine neue Verfassung, mit der sie die
Souveränität im Volk verankerten und das obliga-
torische Gesetzesreferendum einführten. Aller-
dings schoben sie die Inkraftsetzung auf, um sich
zur direkten Vollzugsgewalt des Volkswillens zu
erhebenund alle «Volksfeinde» zu vernichten. In
demMoment,alsdieDemokratieGestaltanzuneh-
men schien, ertrank sie im Blutbad der Terreur.

«Der Populismus ging der Entstehung einer
demokratischen Politik voraus», stellt der Polito-
loge Jürgen Mackert fest; er habe bei ihrer Ent-
stehung «eine entscheidende Rolle» gespielt. Das
heisst: Die moderne Demokratie ist nicht mit
demokratischenMitteln in dieWelt gekommen.
Die ersten «Volksherrschaften» wurden mit roher
Gewalt errichtet, auch gegendenWiderstandder
RevolutionäredererstenStunde.Anders jedochals
eine Diktatur benötigte die moderne Demokratie
viel Zeit und mehrere Anläufe, um ihre geteilte
Herrschaft zu stabilisieren. Sprechen wir heute
von «Demokratisierung», meinen wir einen lan-
gen, an Rückfällen reichen Prozess.

Ohne Populisten wäre dieser Prozess nicht in
Ganggekommen.Was siemit demBegriff desVol-
kes anstellten, glich einem Akt der politischen
Alchemie, bei dem aus Dreck Gold wird. Hatten
Aufklärerwie Voltaire den «peuple» noch als igno-
ranten Haufen von Fanatikern behandelt, so stili-
siertenihndieradikalenRevolutionärezummora-
lisch unbefleckten Souverän. Damit übertrugen
sie dem Volk die exklusive Stellung als Träger der
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staatlichen Macht und markierten sie durch Ab-
grenzungen in alle Richtungen: nach oben gegen
die alten Eliten in Kirche und Staat, nach unten
gegen «Schmarotzer» und «Unwürdige» und nach
aussengegenFremde.

Die Terreur liess den Nimbus des Volkes nur
eine Zeitlang erblassen. FürneuenGlanz sorgten
die Vereinigten Staaten. Zwar hatten es deren
Gründerväter mit der Demokratie ähnlich gehal-
tenwiediegemässigtenRevolutionäre inParis: Sie
waren stolz, eine repräsentativeOrdnung errich-
tetund, indenWortendeserstenFinanzministers,
Alexander Hamilton, «das Laster der Demokratie»
vermieden zuhaben.NachgeboreneAmerikaner
abererklärtendasLasterzurTugend,undeuropäi-
scheAmerikafreundemachten es ihnennach. Die
Aufwertung des Volkes folgte auf dem Fuss. Wer
sich, wie französische Liberale der Julimonarchie
von 1830, zugleich als Befürworter derDemokratie
und des exklusiven Wahlrechts ausgab, um die
«Verdienstvollen»vomVolkabzuheben,standbald
aufder falschenSeite derGeschichte.

Als das liberale BürgertumvonParis 1848 die
nächste Revolution ausrief, führte es das allge-
meine Wahlrecht ein. Es war der folgenreiche
Versuch, die Idee der Repräsentation mit jener
derVolksherrschaft zu versöhnen. Einenanderen
Weg hatte derweil die liberale Bewegung einge-
schlagen, die das Jahr 1848 als einzigeunversehrt
überstehen sollte: Die Architekten der Schweizer
Bundesverfassung orientierten sich am Sprach-
gebrauch von 1789, als sie die Kantone verpflichte-
ten, «die Ausübung der politischen Rechte nach
republikanischen–repräsentativenoderdemokra-
tischen – Formen» zu sichern. Gemäss dieser Be-
stimmung existierte die Demokratie nur in den
Landsgemeindekantonen, die man schon in der
alten Eidgenossenschaft als «democratische Staa-
ten» bezeichnet hatte. Mit anderen Worten: Der
neue «Bund der Eidgenossen» von 1848 war im
Verständnis seiner Gründerväter gar keine
Demokratie! Erwar eine repräsentativeRepublik.

Welche Bedeutung der helvetische Sprach-
gebrauch von 1848 hatte, zeigte sich, als selbst-
ernannte Demokraten nach 1860 die Regierungen
liberaler Kantone angriffen. Sie nannten ihre
ZusammenkünfteLandsgemeindenundberiefen

sich auf die Freiheitskämpfe der alten Eidgenos-
sen. Sich selbst sahen sie als Vorkämpfer desVol-
kes gegen die korrupten Eliten. Manche klangen
wie revolutionäre Populisten aus Paris, und tat-
sächlichgehörtezuihrenwichtigstenInspirations-
quellendieVerfassungder «tollwütigenDemokra-
ten» von 1793. Karl Bürkli, ein Frühsozialist aus
bestem Hause, wetterte gegen «das System», das
«die alles überwuchernde, aber ungesetzliche
Geldaristokratie» errichtet habe. Salomon Bleu-
ler, der Verleger des Winterthurer Landboten, rief
seine ZürcherMitbürger 1867 dazu auf, «die Volks-
herrschaft zu einer Wahrheit zumachen». Unter
der Parole «Alles fürdasVolk, allesdurchdasVolk»
verlangte dieDemokratischeBewegungdas Initia-
tiv-undReferendumsrecht sowiediedirekteWahl
vonRegierungenundRichtern.Liberale fürchteten

Der Schweizer Bundesstaat
von 1848war imVerständnis

seiner Gründerväter
keine Demokratie, sondern
eine repräsentative Republik.

um die Früchte ihrer Politik, mussten aber klein
beigeben, erst auf kantonaler, dann auf Bundes-
ebene. SoentstanddiehalbdirekteDemokratie.

Kurz nach Einführung der Volksinitiative in
derSchweizum1891kamaufderanderenSeitedes
AtlantiksderBegriff «Populist»auf. «Wirschlagen»,
schrieben jene, die sich so bezeichneten, «die
Volksinitiative unddas Referendumvor alsMittel,
umeinerHandvoll Piraten, SpielernundKonzern-
anwälten die Macht zu entwinden, die sie jetzt
ohneFrageausüben,umdiePolitikunddieöffent-
lichenAngelegenheitenzumZweckederAusplün-
derung bestimmen zu können. Dagegenmuss die
Machtwieder in dieHandder Volksmassen gelegt
werden,wohinsie rechtmässiggehört.»Mitdiesen
Worten fordertediePopulist Party ausKansas 1895
einen Umbau der amerikanischen Politik nach
Schweizer Vorbild. Rückgrat der Protestbewegung
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warenFarmer imMittlerenWesten,die sichdurch
Eisenbahnmonopolisten und Landwirtschafts-
konzerne in ihrer Existenz bedroht sahen. Viele
von ihnen verklärten die Vergangenheit, manche
waren Antisemiten, aber mit ihren Forderungen
waren sie ihrer Zeit voraus. Die Populist Party
verlangte die Verstaatlichungder Eisenbahn, die
Einführungdes Frauenstimmrechts unddieAb-
schaffungdesGoldstandards.Dass sie schonnach
kurzer Zeitwieder vonder politischenBühne ver-
schwand, lagnicht an inhaltlicherErfolglosigkeit,
sondern an der strategischen Überlegenheit der
Demokratischen Partei. Sie nahm wichtige An-
liegen auf und führte in mehreren Gliedstaaten
direktdemokratische Instrumente ein.

In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
standendemokratischeStaatenvorderdoppelten

semiten,dieeinePolitikdesRessentimentsbetrie-
ben und damit die Institutionen der amerikani-
schen Demokratie gefährdet hätten. Noch wich-
tiger für die Wirkung des Buches war, dass Hof-
stadterdenPopulismusnicht für einvergangenes
Phänomen, sondern für ein wiederkehrendes
Problem hielt, das den demokratischen Staat
auch in Zukunft belasten werde. Damit war der
heutige Populismusbegriff geboren.

Hofstadters Thesen stiessen bei Historiker-
kollegen auf scharfe Kritik. Er verlor die Debatte
überdieVergangenheit, gewannaber jeneüberdie
Zukunft. Was er auf die Zeit vor 1900 zurückpro-
jizierte, sollte JahrzehntespäterRealitätwerden: Je
alternativloser die repräsentative Demokratie
dastand, desto ressentimentgeladener wurden
antielitäre Protestbewegungen im Namen des
Volkes.SpätestensnachdemFalldesEisernenVor-
hangswandelte sichderPopulismuszueinerKraft
der reaktionären Gegenmoral, die in der Vernei-
nung dessen aufging, was die Träger der reprä-
sentativen Demokratie bejahten. Wurden diese
internationaler, multikultureller und progressi-
ver, gaben sich Populisten umso nationalisti-
scher, homogener und konservativer. Der Tabu-
bruch geriet zum Selbstzweck, die Basisdemo-
kratie zum Lippenbekenntnis. Wenn Populisten
die repräsentativeDemokratie gefährdeten, dann
nicht, weil sie eine Alternative vor Augen hatten,
sondern weil sie an ihrer Demontage Gefallen
fanden.Der Politologe Paul Taggart hat schon vor
zwanzig Jahren vom «leeren Herzen» des Popu-
lismus gesprochen, womit er das Fehlen positi-
ver Werte meinte. Umso wichtiger wurde für
PopulistendieBeschwörungvonFeindbildern.

Wie kam es zur reaktionären Wende des
Populismus? Im Mittelpunkt der meisten Erklä-
rungsansätze steht der wirtschaftliche und kultu-
relleWandel imZugeder jüngstenGlobalisierungs-
welle, vonderAbwertungderArbeiterschaft über
die ZunahmederUngleichheit bis zurVertiefung
des Stadt-Land-Grabens. Das ist nur die halbeGe-
schichte. Die andere Hälfte hat mit kollektivem
Vergessenzutun.DemokratischenGesellschaften
ist dieErinnerungabhandengekommen, dass die
repräsentativeDemokratie aus einemunauflösba-
ren Widerspruch hervorgegangen ist. Ihr Verfas-

Nach derWende 1989wurde
der Populismus zu einer

reaktionären Gegenmoral. Die
Populisten verneinten nun,
was alle anderen bejahten.

Schlüsselthemen der Gegenwart

Bedrohung des Kommunismus und des Faschis-
mus.DerBegriff desPopulismus jedochspielte in
der Bekämpfung beider Phänomene keine Rolle.
Im Englischen bezog er sich weiterhin auf die
amerikanischeProtestbewegungder 1890er Jahre,
im Deutschen und Französischen war er noch
kaum bekannt. Das änderte sich erst im Kalten
Krieg, als die repräsentative Demokratie in den
Rang eines Bollwerks der westlichen Welt wider
den Totalitarismus aufstieg.

Den entscheidenden Anstoss gab das 1955 er-
schieneneBuchTheAge ofReformdesHistorikers
RichardHofstadter. Es enthielt eine radikaleUm-
deutung der Populist Party, die damals als basis-
demokratische Reformbewegung mit progressi-
ven Langzeiteffekten bis zum New Deal galt. Für
Hofstadter war sie von Anbeginn ein reaktionä-
res Sammelbecken von Nationalisten und Anti-
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sungsgerüstwurde entworfen, umzu verhindern,
was ihr Name verspricht: die Volksherrschaft.

«Repräsentativ» und «demokratisch» ent-
standen als Gegensatzpaar, das durch Umdeu-
tungsarbeit nie ganz aufzulösenwar.Demokratie
bedeutetVolkssouveränität, impliziert dieGestal-
tungderPolitikdurch freieBürgerundsteht inder
Moderne fürdasPrinzipderGleichheit. Repräsen-
tation dagegen delegiert die politische Gestaltung
an gewählte Volksvertreter und steht in der Mo-
derne für das Prinzip des Pluralismus. In reprä-
sentativenDemokratienkönnendieRegierenden
Dinge tun, ohne die Zustimmung der Regierten
einzuholen. ImglücklichenFall spuren sie ihnen
vor, wie bei der Einführung des Frauenstimm-
rechts, im unglücklichen zwingen sie sie in ein
Korsett, wie bei der Schaffung des Euro-Raums.

SolangeregierendePolitikerdie innerenSpan-
nungen der repräsentativen Demokratie kannten,
tendiertensiezurSelbstbescheidungalsDieneram
Mehrheitswillen. In der Schweiz sind sie bis heute
an diese Rolle gebunden, würden sie sonst doch
eine Abstimmungsniederlage nach der andern
kassieren.Wo jedochdasKorrektiv von Initiativen
und Referenden fehlt, die repräsentative Demo-
kratie als sakrosankt gilt und ihre Geschichte in
Vergessenheit gerät, droht sich die Politik von
den Erwartungen derWählenden zu entfremden.
Ein untrügliches Zeichen dafür ist die Abstra-
fung vonRegierungsparteien andenWahlurnen,
wie sie jüngst in vielen Demokratien zur Regel
wurde. Die Stärke heutiger Populisten verdankt
sich der Schwäche der staatstragenden Parteien.

Allein, die Populisten haben als Gefangene
ihrer reaktionären Antipolitik zur Bewältigung
der Probleme, denen sie ihren Aufstieg verdan-
ken, nichts beizutragen. Und was die Geschichte
der unerfüllbaren Versprechen angeht, die an der
Idee der «Volksherrschaft» haften, sind sie erst
recht mit Blindheit geschlagen. Es ist daher an
allen anderenKräften, demnie abgeschlossenen
Projekt der Demokratisierung neues Leben ein-
zuhauchen. Ihre – unsere – Aufgabe ist es, aus
dem chronischen Erwartungsüberschuss, den
die beste aller schlechtenHerrschaftsformen er-
zeugt, mehr politische Teilhabe, Gleichheit und
Vielfalt zu schaffen. |G |
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